Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudcsadie 


Der Bimdesmlnister des Innern 
IIB 1-221 480/7 


Bonn, den 14. Juli 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Benachteiligung der Pensionäre 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Miessner, Dom, 
Dr. Emde, Sander, Dr. Mfihlhan und Genossen 
- Drudcsadie V/1883 - 


1. Wie verteilen sidi in den Jahren 1956, 1961 und 1966 die Pen- 
sionierungen der Beamten 

a) bei der Zollverwaltung, 

b) bei der Bundesbahn, 

c) bei der Bundespost 

in den vier Laufbahngruppen prozentual auf die Eingangs- 
gruppen, die ersten und zweiten Beförderungsgruppen sowie die 
Spitzengruppen? 

Die Verteilung der Pensionierungen auf die einzelnen Gruppen 
geht aus den nachfolgenden Übersichten hervor: 
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Zu den Zahlen ist folgendes zu bemerken: 

Die zentrale Besoldungsstelle der Bundesfinanzverwaltung 
führt die Versorgungsempfänger aus dem Bereich des Dienst- 
zweiges Zoll nicht gesondert. Die für die Finanzverwaltung 
angegebenen Zahlen beziehen sich daher auf die gesamte Bun- 
desfinanzverwaltung, nicht nur auf die Zollverwaltung. 

Die Übersichten enthalten für die Bundesfinanzverwaltung und 
die Deutsche Bundesbahn die Zahlen der in den einzelnen Jah- 
ren eingetretenen Versorgungsfälle (also einschließlich der 
Todesfälle aktiver Beamter). Zahlenangaben, die nur die Zur- 
ruhesetzungen umfassen, gehen aus den Statistiken der Bundes- 
finanzverwaltung und der Deutschen Bundesbahn nicht unmit- 
telbar hervor. Ihre Ermittlung hätte einen unvertretbaren Ver- 
waltungsaufwand verursacht. 

Die für 1956 genannten Prozentsätze beziehen sich bei der 
Bundesfinanzverwaltung nur auf die infolge Erreichens der 
Altersgrenze eingetretenen Versorgungsfälle. Andere Zahlen 
standen nicht zur Verfügung, weil 1956 noch nicht alle Versor- 
gungsfälle zentral durch die Besoldungsstelle der Bundesfinanz- 
verwaltung erfaßt waren. 

Bei Bundesbahn und Bundespost ist in den zahlreichen Sonder- 
laufbahnen des einfachen Dienstes das Eingangsamt in A 1, A2, 
A 3 oder A 4, das Spitzenamt teilweise in A 6 eingestuft. In den 
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einzelnen Laufbahnen ist eine unterschiedliche Zahl von Beför- 
derungsämtern vorhanden. Dieselbe Besoldungsgruppe kann 
z. B. in der einen Laufbahn Eingangsamt, in der anderen erstes 
Beförderungsamt sein. Auf die Gesamtlaufbahn des einfachen 
Dienstes bezogene Globalzahlen hätten infolgedessen keinen 
Aussagewert gehabt. Es erschien daher ratsam, für den ein- 
fachen Dienst bei Bundesbahn und Bundespost die verlangten 
Zahlenangaben für repräsentative Sonderlaufbahnen zu er- 
mitteln. 

Aus den vorgenannten und anderen Gründen sind die Zahlen 
für die drei Ressortbereiche nur mit Einschränkungen unterein- 
ander vergleichbar. 

2. Hält die Bundesregierung einen Ausgleich zugunsten der Alt- 
pensionäre für erforderlich, deren Amtsnachfolger ohne wesent- 
liche Änderung der Dienstaufgaben aus einer höheren Besol- 
dungsgruppe in den Ruhestand treten und folglich auch eine 
höhere Pension beziehen als ihr Amtsvorgänger? 

3. Läßt sich ein Ausgleich in Anlehnung an die Ergebnisse zu 
Frage Nr. 1 ermöglichen, und zwar dergestalt, daß von einer 
Benachteiligung der älteren Ruhestandsbeamten nicht m.ehr die 
Rede sein kann? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, die für geeignet gehaltenen 
Ausgleichsmaßnahmen auch den Hinterbliebenen der verstor- 
benen Beamten und Ruhstandsbeamten zugute kommen zu 
lassen? 

5. Ab welchem Zeitpunkt könnte ein evtl. Ausgleich wirksam 
werden? 

Die Versorgungsempfänger nehmen an allen linearen Besol- 
dungserhöhungen teil. Darüber hinaus sind durch das am 1. Ja- 
nuar 1967 in Kraft getretene Dritte Gesetz zur Änderung beam- 
tenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 
31. August 1965 zahlreiche Gruppen von Versorgungsempfän- 
gern des Bundes an den Höherstufungen einzelner Ämter be- 
teiligt worden, die anläßlich der Besoldungsreform 1957/1958 
und durch das Zweite Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher 
und besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 18. Dezember 1963 
vorgenommen worden sind. Schließlich sind den Versorgungs- 
empfängern auch Strukturverbesserungen beim Ortszuschlag 
und Kinderzuschlag zugute gekommen. 

Es trifft jedoch zu, daß die günstigeren Beförderungsmöglich- 
keiten der aktiven Beamten, die auf den besonders in den letz- 
ten Jahren vorgenommenen Verbesserungen der Stellenpläne 
beruhen, sich bei den Versorgungsbezügen derjenigen Beamten 
nicht ausgewirkt haben, deren Versorgungsfall vor den ein- 
zelnen Stellenplanverbesserungen eingetreten ist. Die Versor- 
gungsbezüge sind allerdings nicht so stark hinter den Aktiv- 
bezügen zurückgeblieben, wie die in den vorstehenden Über- 
sichten genannten Zahlen erwarten lassen. In diesen Zahlen 
kommen nicht nur die Stellenplanverbesserungen, sondern auch 
die besoldungsrechtlichen Höherstufungen einzelner Ämter zum 
Ausdruck. An diesen Höherstufungen werden die Versorgungs- 
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empfänger, wie bereits ausgeführt, durch das Dritte Gesetz zur 
Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vor- 
schriften ab 1. Januar 1967 in erheblichem Umfang beteiligt. 

Im übrigen zeigt eine Vergleichsberechnung folgendes; 

Die Aktivbezüge der Bundesbeamten (einschließlich Bahn und 
Post) sind in der Zeit von 1957/1958 bis 1966 durchschnittlich 
von 100 ^/o auf 168,3 Vo gestiegen. Trotz der erwähnten Schlech- 
terstellung haben sich die Bezüge der Versorgungsempfänger 
des Bundes (einschließlich Bahn und Post, jedoch ohne Soldaten 
und ohne den Bereich des G 131) im gleichen Zeitraum durch- 
schnittlich von 100 Vo auf 164,5 Vo erhöht. 

Diese Zahlen sind ein Beweis für das erhebliche finanzielle Ge- 
wicht der den Versorgungsempfängern in der Vergangenheit 
auch zugute gekommenen Strukturverbesserungen im Versor- 
gungsrecht. 

Dennoch bleibt die Frage zu klären, ob und ggf. inwieweit die 
Versorgungsempfänger an den Verbesserungen der Beförde- 
rungsverhältnisse beteiligt werden sollen. Eine befriedigende 
Lösung der hierdurch aufgeworfenen Probleme bereitet erheb- 
liche Schwierigkeiten. Wollte man den Versorgungsempfängern 
einen vollen finanziellen Ausgleich für verbesserte Beförde- 
rungsaussichten ihrer Amtsnachfolger geben, so müßte für 
jeden einzelnen Versorgungsempfänger geprüft werden, in 
welcher Weise sich seine dienstliche Laufbahn entwickelt haben 
würde, wenn die jetzigen Planstellenverhältnisse schon wäh- 
rend seiner Dienstzeit vorhanden gewesen wären. Eine solche 
Nachzeichnung einer fiktiven beruflichen Entwicklung ist ange- 
sichts der inzwischen eingetretenen Änderungen des Verwal- 
tungsaufbaues, der allgemeinen Ämterstruktur und der dienst- 
lichen Aufgabenbereiche umso weniger durchführbar, je weiter 
der Eintritt des Versorgungsfailes zurückliegt. Besonders deut- 
lich wird dies am Beispiel der nach dem G 131 versorgungs- 
berechtigten verdrängten ehemaligen Beamten; mit dem Ver- 
such, Beförderungsverhältnisse für den Bereich nicht mehr vor- 
handener oder außerhalb des Bundesgebietes gelegener Dienst- 
stellen zu ermitteln, würde man den Boden der Wirklichkeit 
verlassen. 

Auch durch pauschale Regelungen kann das Problem nur 
schwer in befriedigender Weise gelöst werden. Die überwie- 
gende Zahl der Länder hat eine solche pauschale Regelung ge- 
troffen und durch die sog. „quasi-strukturelle Überleitung" be- 
wirkt, daß die aus dem Eingangsamt ihrer Laufbahn in den 
Ruhestand getretenen Versorgungsempfänger, die eine be- 
stimmte Zahl von Dienstjahren abgeleistet hatten, nun aus dem 
ersten Beförderungsamt ihrer Laufbahngruppe versorgt werden. 
Diese gesetzgeberische Lösung hängt eng mit der von vielen 
Ländern eingeführten sog. Regelbeförderung zusammen. Gegen 
das System der Regelbeförderung bestehen jedoch schwerwie- 
gende Bedenken; es ist deshalb nicht beabsichtigt, diese Einrich- 
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tung im Bundesdienst einzuführen. Gegen die quasi-strukturelle 
Überleitung in ihrer jetzigen Ausgestaltung kann ferner einge- 
wendet werden, daß sie allen Versorgungsempfängern, die aus 
dem ersten oder einem weiteren Beförderungsamt in den Ruhe- 
stand getreten sind, keinen Ausgleich gibt, obwohl ihre Amts- 
nachfolger angesichts der jetzigen Planstellenverhältnisse nicht 
selten in den Genuß einer (oder mehr als einer) weiteren Beför- 
derung kommen. Es wäre jedoch kaum möglich, den Versor- 
gungsempfängern auch insoweit einen finanziellen Ausgleich 
zu gewähren. Der Prozentsatz der aktiven Beamten, die die 
weiteren Beförderungsämter erreichen, wird in Richtung auf das 
Spitzenamt zunehmend geringer. Es würde daher für die wei- 
teren Beförderungsämter im gleichen Maße schwieriger werden, 
die für einen finanziellen Ausgleich in Frage kommenden Ver- 
sorgungsempfänger festzustellen oder eine auch nur annähernd 
gerechte pauschale Regelung zu treffen. 

Im übrigen darf nicht übersehen werden, daß die Frage einer 
Teilnahme der Versorgungsempfänger an den Verbesserungen 
der Planstellenverhältnisse nicht zuletzt auch ein schwer zu 
lösendes Kostenproblem darstellt. So würde allein die Über- 
nahme der von den meisten Ländern eingeführten quasi-struk- 
turellen Überleitung für den Bund (einschließlich Bahn und 
Post) jährliche Mehrausgaben von rund 100 Mio DM zur Folge 
haben. Durch eine Verlegung des für die strukturelle Über- 
leitung maßgebenden Endstichtages würden weitere erhebliche 
Mehrbelastungen entstehen. 

Die Bundesregierung hat jedoch Verständnis für das Anliegen 
der Versorgungsempfänger. Sie wird daher bei den weiteren 
Stufen der eingeleiteten Besoldungsneuregelung prüfen, ob und 
ggf. inwieweit dieses Problem trotz der aufgezeigten Schwie- 
rigkeiten befriedigend gelöst werden kann. Durch den zum 
Ersten Besoldungsneuregelungsgesetz vom Deutschen Bundes- 
tag angenommenen Entschließungsantrag ist die Bundesregie- 
rung ohnehin aufgefordert, „dem Bundestag Vorschläge zur 
Lösung des Problems einer Teilnahme der Versorgungsempfän- 
ger an den Strukturverbesserungen in der Besoldung der akti- 
ven Beamten unter Berücksichtigung der Entwicklung in den 
Ländern zu unterbreiten." Hierzu ist die Budnsregierung jedoch 
erst dann in der Lage, wenn das Gesamtkonzept der Besol- 
dungsneuregelung feststeht und sich übersehen läßt, welches 
finanzielle Volumen hierfür zur Verfügung steht. Angesichts 
der im Rahmen der weiteren Stufen der Besoldungsneuregelung 
noch zu bewältigenden umfangreichen Aufgaben wird eine 
Rangfolge aufgestellt und sorgfältig geprüft werden müssen, 
welche Maßnahmen vordringlich sind. 

Wenn den Ruhestandsbeamten ein Ausgleich gegeben werden 
sollte, so müssen auch die Hinterbliebenen eines Beamten oder 
Ruhestandsbeamten hieran beteiligt werden. 


In Vertretung 

Gumbel 
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